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Über den E i l t ! 

Parlamentarischen Staatssekretär» 

Frau Dr. Focke 

und den 

Herrn Bundesminister 

dem 

Herrn Bundeskanzler 

Betr.1 Beitritt Großbritanniens zur EWG 
hier| bilateraler Vergleich der deutschen und britischen 

Zahlen über die durch den Beitritt verursachten 
Hehrkosten 

Bezug: 1« Aufzeichnung über das Gespräch des Bundeskanzlers 
mit dem britischen Außenminister am 23* Februar 1971 

2. Aufzeichnung der Gruppen Il/1 und IV/1 vom 1« März 
1971 

Die hiesige britische Botschaft hat am 2. März 1971 im Auswärti­

gen Amt das in Ablichtung beigefügte Memorandum übergeben lassen» 

in dem £ie unter Berufung auf Ihr Gespräch mit Sir Alec Douglas-

Home vom 23«2*1971 deutsch-britische Expertengespräche über die 

Auswirkungen des britischen Finanzierungsvorschlages (3 £ im 

ersten Jahr der Übergangszeit, 16 % im letzten Jahr) erbittet. 
V 

Im Auswärtigen Amt ist die Sorge 9 daß deutsch-britische Gesprä-

che dieser Art zu einer schweren Belastung der Beitrittsverhand­

lungen insgesamt führen könnten» Inzwischen noch stärker geworden 

Diese Einstellung gründet sich in erster Linie darauf» daß Außen-

minister Schumann hei der letzten Ratssitzung und hei den Ge» 
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sprächen an Rande die Haltung aufrechterhalten hat, Großbritan­
nien müsse zunächst einen ernsthafteren eigenen Vorschlag machen, 
ehe sich die Gemeinschaft äußere« 

Eine Eingangsbelastung von 6 - 7 $ hat Schumann in den Ge­
sprächen der Außenminister bei einem Mittagessen als absolut 
unannehmbar bezeichnet« Er hat andererseits eine Äußerung 
von Marjolin zitiert, der ihm gegenüber als angemessenen 
Beitrag eine Zahl "über 1o ^" genannt habe« 

Der ursprünglich in Aussicht genommene Ausweg, als Grundlage 
i 

für einen deutsch-britischen Vergleich die von der Kommission 
vorzulegenden Ziffern zu benutzen, ist inzwischen zweifelhaft 
geworden, nachdem^wie aucn die Herren Haferkamp und Dahrendorf 
bei dem gestrigen Gespräch mit Ihnen erklärten, sich dieser Auf­
gabe ungern unterziehen möchte» Präsident Malfatti hat bei seinen 
gegenwärtigen Besuch in Lindon ebenfalls die Meinung vertreten, 
die Bezifferung des englischen Beitrags sollte zunächst beisei­
te gelassen werden, um zunächst die übrigen noch ausstehenden 
Fragen zu lösen (Vereinbarungen über die Ausfuhren Neuseelands 
und der Zuckerproduzenten des Commonwealth). 
Zur Behandlung des britischen Wunsches nach Expertengesprächen 
sind unter diesen Umständen nurmehr zwei Möglichkeiten gegeben* 

a) Das Auswärtige Amt wird vom Bundeskanzleramt angewiesen, der 
britischen Botschaft mitzuteilen, daß die Bundesregierung 
aus Rücksicht auf die gemeinschaftliche Solidarität keine 
eigenen Berechnungen zum Vergleich stellen wolle, sondern 
die von der Kommission vorzulegenden Ziffern abwarte« So­
bald 4khi Kommissionszahlen vorlägen, müßten zwischen der 
Gemeinschaft und Großbritannien ohnehin Gespräche über die 
Berechnungsgrundlagen geführt werden. 

b) Das Auswärtige Amt wird vom Bundeskanzleramt angewiesen, der 
britischen Botschaft mitzuteilen, daß Sie sich vorbehielten, 
die Gesamtfragen des britischen Finanz!erungsbeiträges in 
Ihren bevorstehenden Gesprächen mit Premierminister Heath 
zu behandeln und deshalb zuvor keine Expertengespräche statt­
finden sollten» 

Der Vorschlag unter a^ hat den Vorteil, daß unsere Haltung su 
einem bilateralen Zahlenvergleich vor Ihren Gesprächen mit Pre­

ist 
mierminister Heath eindeutig klargestellt und damit nicht mehr 
zu einer Belastung dieses Gespräches führt« Vir entgehen damit 
weiterem britischen Druck unter Hinweis auf Ihr Gespräch mit 
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Sir Alec Douglas-Home. 

Dabei kann im übrigen den Briten klargemacht werden, daß es 
sich bei den von Sir Alec in das Gespräch eingeführten •deut­
schen Berechnungen 1 1 um ein Mißverständnis in einer Unterhai« 
tung mit Frau PStS gehandelt habe 9 die lediglich allgemeine 
Berechnungen in der Gemeinschaft erwähnt habe« 

Der Vorschlag zu bj, würde es Ihnen ermöglichen» in Ihren Gesprä­
chen mit dem Premierminister die Fragen des britischen Beitrags 
in die richtigen politischen Perspektiven zu rücken: 

- Die Größenordnung der in Frage stehenden Summen rechtfertigt 
keineswegs die /leinen gegebene Bedeutting im Vergleich zu dem 
politischen Wert des britischen Beitritts zu den Gemeinschaften, 

- das Finanzierungssystem der Gemeinschaften baut grundsätzlich 
auf den drei Komponenten: Abschöpfungen p Zolleinnahmen und 
Haushaltsbeitrag auf» sodaß der Gesichtspunkt der Mehrbela­
stung der Gemeinschaftsfinanzen durch die vier Beitretenden 
systemfremd ist und deshalb nicht in der bisherigen Veise 
weiterverfolgt werden sollte. 

Andererseits hat dieses Vorgehen den Nachteil» daß die Angele­
genheit bis zum Besuch des britischen Premierministers in der 
Schwebe bleibt und damit der für uns nicht ungefährlichen briti­
schen Taktik» ihre Entscheidungen von den Gesprächen des Premier­
ministers mit Ihnen abhängig zu machen, Vorschub leistet, 

5* Entsprechend Ihrer Entscheidung zu dem weiteren Vorgehen gegen­
über Großbritannien müßte die französische Regierung informiert 
und eine Absprache mit ihr getroffen werden. MD Herbst trifft 
am 1 2 . März 1971 mit dem wirtschaftlichen Generaldirektor im 
französischen Außenministerium» Brunet» zusammen. Diese Gelegen­
heit sollte benutzt werden» um den Versuch zu machen» ein abge­
stimmtes Vorgehen zur Herbeiführung eines "realistischen Kompro­
misses" zu erreichen. Entsprechend des Ausgangs dieses Gesprächs 
könnte sodann das von Ihnen vorgesehene Schreiben an Präsident 
Pompidou (möglichst noch vor der nächsten Ratssitzung über die 
britische Beitrittsfrage am 15* und 16. März) vorbereitet werden. 

Ihre Entscheidung zu den Vorschläge in den Absätzen k. und 5* 
sollten möglichst zu Anfang der kommenden Woche dem Auswärtigen 
Amt mitgeteilt werden. 
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EUROPEAN COMMUNITIES 
1 

The Federal Chancellor and the British Foreign and 
Commonwealth Secretary, in their conversation on 23 February, 
noted that there seemed to be some divergence of view between 
the two Governments about the effect of the British Government's 
financial proposals of 16 December, 1970. They agreed that it 
would be useful if experts could discuss this together. 

The British Government consider that it would be helpful 
for such expert talks to take place at any early date. They 
would be happy to arrange at short notice for the competent 
officials to visit Bonn for this purpose without publicity, or 
to welcome a German team for informal talks in London. 

The German Government will have noted Mr. Rippon's statement 
at Brussels on 2 February that the British Government would 
immediately revise their proposals of l6 December if any existing 
member of the Community could show that under them his country 
would suffer a financial burden at any stage after our accession. 
If the German Government believe that they would suffer 
disadvantages as a result of our proposal, it would be helpful if 
they could provide in advance of the discussions some statistical 
particulars to show how they arrive at such a view. 
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